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Antrag
der Fraktion der CDU

Thiringer MaRregelvollzug handlungsfahig und kosten-
effizient erhalten - kritische Priifung und Evaluation der
Re-Verstaatlichung einleiten

I. Die Landesregierung wird aufgefordert, hinsichtlich der Umsetzung
der Re-Verstaatlichung des Thiringer MaRregelvollzugs zu berichten,
1. wann, aufgrund welcher Unterlagen und mit welchem Zeitplan der

Beschluss zur Re-Verstaatlichung getroffen wurde;

2. wie, in welchen Schritten, unter wessen Leitung die Re-Verstaat-
lichung angegangen wurde;

3. welche - auch externe - Gutachter und Berater beteiligt waren, ob
sie im Rahmen eines Vergabeverfahrens ausgewahlt waren und
welches Honorar sie erhalten haben;

4. ob die Stellenbesetzung fiir die Leitung des Thiringer Zentrums
fur Forensische Psychiatrie (TZFP) ausgeschrieben und im Rah-
men der Bestenauslese besetzt worden ist;

5. wie die kiinftige Personalstruktur (Anzahl der Stellen, Besoldungs-
stufen) fir das TZFP geplant ist.

Il. Der Landtag stellt in Ubereinstimmung mit dem Bericht des Thiirin-
ger Rechnungshofs 2022 fest, dass

1. die Vorbereitung der Landesregierung auf die Re-Verstaatlichung
des Maldregelvollzugs véllig unzureichend war;

2. die Landesregierung innerhalb von sechs Jahren nach Kindi-
gung zweier Beleihungsvertrdge mit den Tragern des Malregel-
vollzugs in Hildburghausen und Mihlhausen nicht in der Lage
war, eine tragfahige und dauerhafte Lésung fur beide Einrichtun-
gen zu finden;

3. inder Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Neuregelung des Maf3-
regelvollzugs in Thiuringen mafRgebliche Elemente fehlten, un-
ter anderem eine Kosten-Nutzen-Analyse und Finanz-, Perso-
nal- und Organisationsziele, was eine Zielerreichungskontrolle
unmoglich macht;

4. esderLandesregierung an einer geeigneten Entscheidungsgrund-
lage fur die Entscheidung Uber die kiinftige Organisationsform des
Thuringer MaRregelvollzugs fehlte;

5. nachdem sich der Thuringer Rechnungshof im Januar 2021 an
das Thiringer Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie wandte und sich dringend fur ein Projektmanagement
mit Zielangaben und Alternativplanungen und ein Projektcontrol-
ling aussprach, welches die Landesregierung erst im November
2021 (weniger als zwei Monate vor der geplanten Umsetzung der
Re-Verstaatlichung) nach eigenen Angaben umsetzte, diese Be-
mihungen der Landesregierung zu spéat erfolgt sind;
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6. unklar bleibt, warum eine nicht rechtsfahige Anstalt 6ffentlichen
Rechts anderen Losungsmaglichkeiten innerhalb des staatlichen
Vollzugs Uberlegen sein soll;

7. unter anderem aus diesen Griinden auch im Marz 2022 die Ver-
handlungen zwischen dem Thuringer Ministerium flr Arbeit, So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie und den Tragern (iber die
Kostensatze der Unterbringung 2022 nicht abgeschlossen waren.

lll. Der Landtag stellt fest, dass

1. die Umsetzung und das Management der Re-Verstaatlichung vol-
lig unzureichend waren;

2. die Landesregierung durch unzureichende Vorbereitung und Um-
setzung enorme zusétzliche Kosten im Bereich des Thuringer
Maflregelvollzugs riskiert;

3. die betroffenen und angesichts des Fachkraftemangels ohnehin
nicht leicht zu gewinnenden Mitarbeiter des Mal¥regelvollzugs
durch die Landesregierung Uber mehrere Jahre in Ungewissheit
Uber ihre zukinftige Arbeit gelassen wurden;

4. die mit dem Landeshaushalt 2022 durch die Landesregierung fur
den Malregelvollzug eingestellten Mittel nicht ausreichend wa-
ren und die Ansatze im Landeshaushaltsplan 2023 deutlich h6-
her kalkuliert werden mussten;

5. die Landesregierung wahrend der Umsetzung der Re-Verstaatli-
chung eine umfangliche Beratung durch einen der Staatssekretarin
im Thuringer Ministerium fur Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie personlich bekannten ehemaligen Berliner Staatsse-
kretar ohne Ausschreibung in Anspruch nahm und dem Landes-
haushalt dadurch erhebliche Kosten entstanden sind;

6. durch die von der Landesregierung betriebene Re-Verstaatli-
chung des Malregelvollzugs bis zum gegenwartigen Zeitpunkt
eine hohe Unsicherheit unter den Mitarbeitern des Malregelvoll-
zugs, gestiegene Kosten fur den Maldregelvollzug in Thiringen,
die Schaffung zusatzlicher Personalstellen im Einzelplan 08 Ka-
pitel 14 des Landeshaushalts und zusatzliche Beratungskosten
fur den Freistaat Thiringen zu Buche schlagen.

IV. Der Landtag stellt fest, dass die Landesregierung mit der Re-Ver-
staatlichung des MaRregelvollzugs im Okumenischen Hainich Kli-
nikum Muihlhausen und der HELIOS Fachklinik in Hildburghausen
unumkehrbare Fakten geschaffen hat. Die Landesregierung wird auf-
gefordert darzustellen, durch wen die aktuellen Ubergangsvertrage
ausgehandelt wurden, wer an diesen Verhandlungen beteiligt war,
wer die Verantwortung fiir die Folgen und das Verhandlungsergebnis
Ubernimmt und wie auf die im Bericht des Thiringer Rechnungshofs
in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung benannten Mangel reagiert
wurde. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, dem zustan-
digen Ausschuss des Landtags bis Ende des Jahres 2023 entspre-
chend zu berichten.

Begriindung:

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seiner richtungsweisenden
Entscheidung 2 BvR 133/10 ausfiihrlich mit der Frage der verfassungs-
rechtlichen Zustandigkeit der formellen Privatisierung des Mafiregelvoll-
zugs in Hessen beschaftigt und sich dabei zum verfassungsrechtlichen
Rahmen moglicher Organisationsformen positioniert. Das Urteil hat auch
Auswirkungen auf den Thiiringer MaBregelvollzug, weil Anderungen in
der bis zu diesem Zeitpunkt in Thuringen geubten Praxis nétig wurden.
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Das Urteil gibt ausdriicklich auch Regularien fiir eine privatrechtliche
Organisationsform des MafRregelvollzugs vor. Auf der Grundlage eines
eigens dazu erstellten Gutachtens durch Prof. Thomas Wirtenberger
und seines Vortrags im zustandigen Ausschuss des Landtags wurden im
Thiringer Maldregelvollzugsgesetz die in dieser Bundesverfassungsge-
richtsentscheidung formulierten verfassungsrechtlichen Vorgaben um-
gesetzt (siehe Plenarprotokoll, 151. Sitzung vom 10. April 2014, dort Fi-
nanzministerin zu Drucksache 5/7580). Eine Re-Verstaatlichung, wie sie
seitdem durch das Thiringer Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie angestrebt wurde, stellt aus diesem Grund kei-
ne Notwendigkeit dar. So besteht unter anderem auch die Moglichkeit,
den direkten staatlichen Durchgriff durch eine Anstellung der leitenden
Arzte, Pflegedienstleiter und anderer mit der Durchfiihrung von Zwangs-
mafnahmen Betrauter durch das Land zu regeln.

Der Bericht des Rechnungshofs 2022 zeigt auf, dass die Vorbereitung
der Re-Verstaatlichung "véllig unzureichend" war und auf Entscheidungs-
grundlagen mit eklatanten Mangeln beruhte. In der Folge sind dem Land
Mehrkosten entstanden und eine endgultige Umsetzung zeichnet sich
derzeit nicht ab. Auch weiterhin ist das Verfahren mit enormen Risiken
belastet. Der Prozess der Re-Verstaatlichung und die eklatanten Man-
gel miUssen innerhalb der Landesregierung aufgearbeitet werden.

Fuar die Fraktion:

Buhl



	Thüringer Maßregelvollzug handlungsfähig und kosteneffizient erhalten - kritische Prüfung und Evaluation der Re-Verstaatlichung einleiten
	Begründung:


